
  

 Stadt  Meckenheim 
 D e r  B ür ger me i s ter  
 
 
 
 
Stadtverwal tung Meckenheim, Post fach 1180, 53333 Meckenheim 

 
Stadt Meckenheim im Internet: www.meckenheim.de 

 Kreissparkasse Köln 
Raiffeisenbank Rheinbach Voreifel 
Deutsche Bank Meckenheim 
Postgiroamt Köln 

047 600 267 
1 001 216 011 
080/1910 
21 381-509 

BLZ (370 502 99) 
BLZ (370 696 27) 
BLZ (380 700 59) 
BLZ (370 100 50) 

 
 

Antragsinhalt und Projektbeschreibung: 
Der Antragsteller begehrt den positiven Bauvorbescheid für den Neubau eines Lagergebäudes, 
hier konkret eines Kühlhauses inklusive eines Büros und eines Aufenthaltsraumes. Das Gebäude 
soll an exakt der gleichen Stelle errichtet werden, an der bis zum Jahre 2005 die alten 
Verkaufsgewächshäuser des Vorbesitzers, standen. Die Ausmaße des Neubaus werden sich 
dabei in Länge und Breite an denen des Vorgebäudes orientieren. Die Errichtung des Neubaus 
soll vor allem erreichen, wurzelnackte Pflanzen, wie Sträucher, Rosen und Obstbäume über den 
Winter und im Frühjahr zu kühlen, um diese dann auch noch im März oder April verkaufen zu 
können.  
Ohne diesen Neubau ist laut Antragsteller eine Vermarktung der vorgenannten Produktgruppen 
nicht mehr im bisherigen Umfang möglich, da ausbleibende Winter zur Folge haben, dass diese zu 
schnell treiben. 
Aus ökologischer Sicht ist die Errichtung einer Photovoltaikanlage mit 40 KW Einspeiseleistung zu 
erwähnen.  
Das Vorhaben befindet sich auf einer Fläche der Gemarkung Meckenheim, Flur 19, Flurstück 257, 
Rheinbacher Landstr. 2. 
 
Planungsrechtliche Beurteilung: 
Bei vorgenanntem Projekt handelt es sich um ein Vorhaben i. S. v. § 29 Abs.1+2 BauGB und 
befindet sich im Geltungsbereich des einfachen Bebauungsplans Nr. 117, “Auf dem Höchst“ und 
wird aufgrund der Lage nach § 35 BauGB (Bauen im Außenbereich) behandelt.  
 
Unter anderem besagt § 35 BauGB Abs.1:  
“Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegen stehen, 
die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es  
1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einem untergeordneten Teil der 

Betriebsfläche einnimmt, 
2. einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient. 
 
Aus planungsrechtlicher Sicht ist im Bezug zu § 35 Abs.1 festzustellen, dass laut den vorliegenden 
Unterlagen öffentliche Belange nicht entgegen stehen.  
 
Darüber hinaus ist eine ausreichende Erschließung des neuen Lagergebäudes über die schon  
vorhandenen Zufahrten zum bestehenden Gebäudekomplex gesichert.  
 
Des Weiteren nimmt die Planung nur einen untergeordneten Teil der Gesamtbetriebsfläche in 
Anspruch (circa 2% der Gesamtfläche von 15.759 qm), die hauptsächlich dem garten-, und 
landschaftsbaulichen Anbau und der Erzeugung von Sträuchern und Blumen dient. 
 
Ebenfalls gibt es keine Konfliktpunkte in Bezug zum einfachen B-Plan Nr. 117, “Auf dem Höchst“ 
der beinhaltet, das ein Sicherheitsabstand zwischen den Flächen der nach § 11 BauNVO Abs.1 
ausgewiesenen Sonderbaugebieten zu den schon vorhandenen Gebäuden eingehalten werden 
muss. Dieser Sicherheitsabstand von 300 Metern wird laut B-Plan 117 “Auf dem Höchst“ 
eingehalten. 
 
Die vorgesehene Planung nimmt die alten Maße der bis 2005 existierenden 
Verkaufsgewächshäuser auf, wodurch die alte Hofsituation wieder aufgenommen wird. 
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Nach Abwägung aller relevanter planungsrechtlichen Aspekte hat sich ergeben, dass es sich um 
ein privilegiertes Verfahren i. S. v. § 35 Abs. 1 BauGB handelt, keine öffentlichen Belange gemäß 
§ 35 Abs. 3 BauGB entgegen stehen und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben ist folglich aus planungsrechtlicher Sicht zulässig. 
 
 
 


